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Gas und Atomkraft sind künftig “grüne” Energien

Gegner von Taxonomie-Vorschlag scheitern im Europaparlament überraschend klar / Klagen
angekündigt

hmk. BRÜSSEL. Die Enttäuschung der Gegner des
Taxonomie-Vorschlags der EU-Kommissionwar riesig.
Wochenlang hatten Grüne, aber auch Sozialdemokra-
ten und einzelne Europaabgeordnete aus der Union
dafür gekämpft, dassGas undAtomkraftnicht als ”grü-
ne Finanzanlage” eingestuft werden. Sie hatten dafür
auf den letzten Metern vor dem entscheidenden Vo-
tum im Plenum in Straßburg sogar noch Rückende-
ckung vom ukrainischen Botschafter in Deutschland,
Andrij Melnyk, bekommen. Der warnte, der Vorschlag
spiele nur dem russischen Präsidenten Wladimir Pu-
tin in die Hände. Für die absolute Mehrheit von 353
Stimmen, die für die Ablehnung des Kommissionsvor-
schlags nötig gewesen wäre, reichte es am Ende den-
nochnicht einmal annähernd.Gerade278Abgeordne-
te stimmten für die Zurückweisung, 328 dagegen, 33
enthielten sich.

Von einem ”bitteren” Ergebnis sprach anschließend
der Europaabgeordnete der Grünen, Michael Bloss.
”Diejenigen, die für die Aufnahme von Gas und Atom
in die Taxonomie gestimmt haben, bekommen mor-
gen ein Dankesschreiben vonWladimir Putin.” Der Ab-
geordnete JoachimSchuster (SPD) kommentierte: ”So
wird die Taxonomie zur Mogelpackung.” Die Taxono-
mie habe enormen Schaden genommen, sagte der
CSU-Abgeordnete Markus Ferber, der wie sein CDU-
Kollege Peter Liese zu den wenigen Christdemokraten
gehört hatte, die sich gegendenVorschlag gestellt hat-
ten. ”Am Markt gibt es schlicht keinen Appetit für eine
Taxonomie mit Kernenergie und Gas.”

Der Taxonomie-Vorschlag soll verhindern, dass Unter-
nehmen grüne Anleihen ausgeben oder Finanzakteu-
re Ökofonds vermarkten, obwohl diese nicht den An-
sprüchen dafür genügen. Es geht also um die Vermei-
dung vonGreenwashing.Wie großdasProblem ist, hat
der jüngste Skandal um die Fondsgesellschaft DWS
eindringlich gezeigt. Es bleibt den Investoren aber im-
mer freigestellt, ob sie in grüne Produkte investieren
wollen oder nicht. Der so umstrittene aktuelle Vor-
schlag ist dabei nicht der erste. Im April vergange-
nen Jahres hatte die Kommission schon einen ersten

Rechtsakt vorgelegt, mit dem sie für 170 wirtschaftli-
che Aktivitäten, 40 Prozent der börsennotierten Unter-
nehmen und beinahe 80 Prozent des CO2-Ausstoßes
definierte, was eine ”grüne” Anlage ist und was nicht.
Diese Vorgaben sind seit Januar in Kraft.

Die Regeln für Atomkraft und Gas sparte die Kommis-
sion zunächst aus, weil sie stets heftig umstritten wa-
ren. Allen voran Frankreich drang von Anfang an dar-
auf, dass Atomenergie als ”nachhaltig” eingestuftwird,
umdie Refinanzierungskosten für seine Atomkraftwer-
ke gering zu halten. Die alte Bundesregierung wieder-
um wollte, dass Gas zumindest als Übergangstechnik
von den zu erwartenden günstigen ”grünen” Konditio-
nen profitiert.

Atomkraft und Gas werden mit den neuen Regeln
nun allerdings nicht pauschal als ”grün” eingestuft.
Die Kommission hat in ihrem schließlich im Februar
vorgelegten Vorschlag dafür einige Kriterien vorgese-
hen. So gelten Gaskraftwerke nur bis 2030 als nach-
haltig und auch dann nur, wenn sie Kraftwerke er-
setzen, die mit fossilen Brennstoffen wie Kohle oder
Öl betrieben werden. Sie müssen Mindeststandards
für den CO2-Ausstoß erfüllen und sollen zudem bis
2035 möglichst auf erneuerbare Brennstoffe wie Was-
serstoff oder Biogas umgestellt werden. Bestehende
Kernkraftwerke dürfen nur bis 2040, und mit der bes-
ten verfügbaren Technik gebaute neue Atomkraftwer-
ke dürfen bis 2045 (Baugenehmigung) als ”grün” ein-
gestuft werden. Außerdem müssen die Staaten Pläne
dafür vorlegen,wie sie denanfallendenAtommüll spä-
testens im Jahr 2050 dauerhaft lagern wollen.

Wer grüne Anleihen ausgibt oder Ökofonds auflegt,
muss zudem offenlegen, wenn darin Atomkraft oder
Gas enthalten ist. Unabhängig davon sieht schon die
Taxonomie-Verordnung von 2020, die die Grundlage
für den aktuellen Vorschlag ist, drei Kategorien von
”grünen” Produkten vor: CO2-arme, Übergangstech-
nologien und ”ermöglichende Technologien”. Nur die
erste dürfte nach dem Verständnis der meisten Men-
schen als klassische ”grüne” Technik gelten.
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InKraft tretendieTaxonomie-Regeln fürAtomkraftund
Gas nun wie geplant Anfang kommenden Jahres. Ne-
ben dem Europaparlament hätten sie zwar auch noch
die EU-Staaten aufhalten können. Dafür wäre dort
aber eine sogenannte verstärkte qualifizierteMehrheit
nötig gewesen. Es hätten also 20 der 27 Mitgliedstaa-
ten, die mindestens 65 Prozent der EU-Bevölkerung
vertreten, dagegen stimmen müssen. Dafür reichte
der Widerstand unter den EU-Mitgliedstaaten aber bei
Weitem nicht. Neben Deutschland hätten sich nur die
Niederlande, Österreich, Luxemburg und Dänemark
dagegen ausgesprochen. Abgestimmt wurde deshalb
gar nicht.

Die Hürden im Europaparlament und Ministerrat wa-

ren deshalb so hoch, weil es sich bei dem Taxonomie-
Vorschlag um einen sogenannten delegierten Rechts-
akt handelt,mit demdie Kommission geltendes Recht
ausgestaltet. Genau da wollen nun Luxemburg und
Österreich ansetzen. Sie haben Klagen vor dem Euro-
päischen Gerichtshof angekündigt, weil der Vorschlag
der Kommission zur Einstufung von Gas und Atom-
kraft als ”grün” ihrer Ansicht nach wegen seiner po-
litischen Bedeutung nicht in Form eines delegierten
Rechtsakts hätte erfolgen dürfen, sondern per norma-
lenGesetzgebungsverfahren. AuchdieGrünenkündig-
ten amMittwoch Klagen an. Sie können das allerdings
nicht als Partei allein tun. Sie bräuchten auch dafür
wieder eine Mehrheit, dieses Mal im Rechtsausschuss
des Europäischen Parlaments.
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Heikler Vorschlag von Oskar Lafontaine: „Öffnet Nord Stream
2!“

Ehemaliger Linken-Chef Lafontaine fordert plötzlich: Nord Stream 2 soll starten. Geht das? Und was
sagt man im Bundestag dazu?
Fakt ist: Die Ostseepipeline Nord Stream 1 geht am 11.
Juli in die Wartung und wird 10 Tage lang kein Gas
nach Europa liefern. Doch es kann sein, dass auch da-
nach kein Gas nach Europa fließt. Deutschland käme
einemNotstand näher. Welche Vorschläge gibt es, um
die Krise zu entschärfen?

Lafontaine: KeineBundesregierunghatdasRecht
…

Oskar Lafontaine, der im März 2022 aus der Linken
austrat, sorgt in dieser Hinsicht mit einer heiklen For-
derung für Aufsehen. „Öffnet Nord Stream 2“, schrieb
der inzwischen 78-Jährige auf Facebook. Er könne
das „Gejammere von Steinmeier, Scholz und ande-
ren“ über die sozialen Verwerfungen im Fall der ver-
dreifachten Gaspreise nicht mehr hören. Wenn man
die Energie schon nur von Staaten wie den USA,
Saudi-Arabien, Katar undRusslandbeziehe, dann soll-
te man sich für den günstigsten Lieferanten entschei-
den, also für Russland, so Lafontaine. Denn man wer-
fe schon all diesen Ländern völkerrechtswidrige Krie-
ge vor (gemeint sind offenbar vor allem der Irak-Krieg,
der Jemen-Krieg sowie der Vorwurf der Terrorismusfi-
nanzierung durch Katar – Anm. d. Red.).

Sonst dürfe man auch mit den USA keine Geschäf-
te machen, wenn man nur wegen Menschenrechts-
verletzungen die Verbindungen zu einem Land abbre-
che, argumentiert Lafontaineweiter. Sein Fazit: „Wenn
man an die eigene Bevölkerung denkt, gibt es nur ei-
ne Lösung: Öffnet Nord Stream 2, um das Schlimms-
te zu verhindern. (...) Keine Bundesregierung hat das
Recht, Millionen Deutsche ärmer zu machen und die
deutsche Wirtschaft zu ruinieren.“

Nord Stream2 starten – daswäre gegen einen Be-
schluss des Bundestages

Die längst fertig gebaute und nicht zertifizierte Pipe-
line Nord Stream 2 wurde bereits am 22. Februar von
der Bundesregierung gestoppt, und zwar als eine Ant-
wort schon allein auf die Anerkennung der Donbass-

Republiken durch Kreml-Chef Wladimir Putin.

Seitdem betrachtet das Wirtschaftsministerium von
Robert Habeck (Grüne) den Start von Nord Stream 2
als ein absolutes No-Go und prüft Berichten zufolge
sogar eine Enteignung eines Teils der Gaspipeline für
die Bedürfnisse des Flüssiggasterminals an der Ost-
seeküste. Zudem stimmt es nicht, wie Lafontaine es
suggeriert, dass Deutschland die Energie nur von den
USA, Katar, Saudi-ArabienundRusslandbezieht. Denn
Norwegen ist nach Russland Deutschlands zweitgröß-
ter Gaslieferant. Auch Kanada will künftig als Flüs-
siggaslieferant eine besondere Rolle für Deutschland
spielen.

„Russland könnte Gas liefern, wenn es wollte“

Auch der Bundestag hatte bereits im April mit 586 ge-
gen 100 Stimmen einen Ausstiegsfahrplan für russi-
sche Öl- und Gasimporte gefordert. „Nord Stream 2
in Betrieb zu nehmen, ist seit dem russischen Angriff
auf die Ukraine keine Option“, sagt der Obmann im
Bundestags-Energieausschuss von der CDU-Fraktion,
Dr. Thomas Gebhart, der Berliner Zeitung. Stattdessen
müsse die Bundesregierung jetzt endlich diesen vom
Bundestag geforderten Ausstiegsfahrplan vorlegen.

Auchder FDP-Obmann imAusschuss, Olaf in der Beek,
erteilt dem Lafontaine-Vorschlag eine Absage. Bereits
seit Monaten fließe auch durch die Jamal-Pipeline
kaum oder kein Gas mehr, obwohl es keine tech-
nischen Gründe dafür gebe, sagt Beek der Berliner
Zeitung. „Russland könnte also Gas liefern, wenn es
wollte.“ Es wäre absolut falsch, Putin noch mit ei-
ner Inbetriebnahme von Nord Stream 2 zu „beloh-
nen“, während er den brutalen und völkerrechtswid-
rigen Angriffskrieg auf die Ukraine fortsetze, so der
FDP-Politiker. Die Grünen-Obfrau im Ausschuss Lisa
Badumsowie die SPD- und AfD-Obleute haben auf die
Anfragen der Berliner Zeitung nicht reagiert.

Linke-Abgeordneter Klaus Ernst: Oskar Lafontai-
ne hat vollkommen recht
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Der Vorsitzende im Energieausschuss, der Linke-
Abgeordnete Klaus Ernst, aber schon. „Die Sanktio-
nen gegen Russland im Energiebereich haben zu ex-
tremen Preissteigerungen für Bürger und Unterneh-
men geführt“, konstatiert Ernst gegenüber der Berli-
ner Zeitung. Im Ergebnis habe das Russland genutzt.
Der russische Leistungsbilanzüberschuss hat sich et-
wa zwischen Januar und Mai gegenüber dem Vorjahr
um das Dreieinhalbfache erhöht, sagt Ernst.

Sein Fazit: Weitere EU-Sanktionen im Energiebereich
wie das geplante Ölembargo würden der Ukraine
nicht helfen, den Menschen in Deutschland und der
Wirtschaft dagegen schaden. „Denn zurzeit steht Erd-
gasausanderenLieferländernnicht in ausreichendem
Maße zur Verfügung.“ Ernst wirft der Bundesregierung
indirekt Heuchelei vor: „Wennmander russischen Sei-
te die ganze Zeit signalisiert, keineGeschäftemehrmit
ihnen machen zu wollen, aber gleichzeitig kritisiert,
manwürdekeinErdgasmehrbekommen, ist dasmehr
als fragwürdig.“

Oskar Lafontaine hat mit einem Nord-Stream-
2-Vorstoß also „vollkommen recht“ – allerdings aus
der Sicht seines ehemaligen Parteikollegen. „Statt den
Bürgern Frieren für die Ukraine zu empfehlen, müssen
Gespräche mit Russland aufgenommen werden, wie
die Erdgasversorgung der Bundesrepublik sicherge-
stellt werden kann“, empfiehlt Ernst weiter und ver-
weist auf den aktuellen Eurobarometer. Demnach
sind 58 Prozent der Europäer tendenziell nicht bereit
, Preissteigerungen als Folge der Sanktionen gegen
Russland zu akzeptieren.

Es ist so gut wie sicher: Gazpromwürde gern Gas
über Nord Stream 2 liefern

Bisher erklärt der russische Staatskonzern Gazprom
die Drosselung der Gaslieferungen über Nord Stream
1 um 60 Prozent mit der Wartung einer notwendigen
Gasturbine, die der deutsche Hersteller Siemens En-
ergy in Kanada überholte und die jetzt wegen der ka-
nadischen Sanktionen gegenGazpromnach Russland
nicht ausgeliefert werden kann. Es sind aber sicherlich
auch politische Gründe, wie der ehemalige Siemens-

Chef Joe Kaeser es verdeutlichte, denn nur eine Turbi-
ne könne nicht solch eine massive Drosselung verur-
sachen.

Weder der Siemens-Konzern noch Gazprom wollen
dabei auf die Frage der Berliner Zeitung eingehen, ob
am Startort von Nord Stream 2 die eingesetzten Gas-
turbinen mit denen von Nord Stream 1 identisch sei-
en. Denn theoretisch könnte die bei der Nord Stream
1 fehlende Turbine so ausgewechselt werden, falls po-
litischer Wille bestünde.

Es stimmt auch, dass Gazprom nach Westeuropa be-
reits vor dem Krieg fast kein Gas über die Jamal-
Pipeline über Polen transportierte, einen weiteren
Transportweg nach Europa also nicht nutzte. Die
Jamal-Pipeline liefert stattdessen auch heute noch
Erdgas aus Deutschland nach Polen. Andererseits lie-
fert Gazprom überraschenderweise über die Ukraine
mit 42,15 Millionen Kubikmetern Gas ( Stand am 5.
Juli) genau die Gasmengen nach Europa, die von der
Ukraine bestätigt werden. Zum Vergleich: Über Nord
Stream 1 kriegt die EU nach der Drosselung rund 67
Millionen Kubikmeter Gas täglich.

Auch der Gazprom-Chef Alexei Miller hat vor einem
halben Monat erneut signalisiert , dass die Nord
Stream 2 „schon heute Gas nach Deutschland liefern“
könnte. Es ist alsodavonauszugehen, dassPutin solch
einer „Bitte“ derDeutschennachgehenwürde, aber al-
lerdings nur unter für ihn vorteilhaften Bedingungen,
denn für ihngilt ebenfalls dasMotto: „UnsereWare, un-
sere Regeln“.

Ein Start von Nord Stream 2 wäre ein politischer Er-
folgMoskausundeinungewollterpeinlicherSchritt für
Deutschlands politische Elite, die nicht vor Putin „ein-
knicken“ will. Wie sieht es aber der deutsche Wähler?
Nicht zuletzt empfahl auch Joe Kaeser der Bundesre-
gierung einen taktischen Trick : Erst handeln, also die
Liefermengen erhöhen und die Lager füllen – still, be-
hutsam, ohne viel darüber zu reden. Und erst danach
zu den Russen gehen und sagen: „Sorry, es geht nicht
mehr weiter.“
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